
1.Beiblatt Beiblatt zur Parlamentskorrespondenze 2"Oktober 1948,. 

Behandlung von Lehrpersonen evangelischen Glaubensbekenntnisses .. 

A n fra g e b e a n·t w 0 r t .t.2!..A:. 

Auf die Anfrage der Abg.DrcP i t t e r man n und Genossen vom 

16.6.1948 gibt Bundesminister für Unterricht DreH U r des. schriftlich bekannt: 

Die in Rede stehenden Lehrpersonen befanden sich am 27~4.l945 in einem 

öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisse zum Deutsohen Reich und geh6ren daher zu 

dem Personenkreis, hinsiohtlioh dessen Verfügungen naoh den Bestimmungen des Beamten­

Uber1eitungsgesetzes RU treffen sind. 
-

Nach den Bestimmungen dieses Gesetzes ist entweder die trbernahme in 

die neuen 6sterreichischen Personalstände (§§ 4,7) vorzunehmen oder, falls diese 

nicht erfolgt, das Ausscheiden: aus dem Dienststand (§ 4,Abs.(2), § 8) durchzuführen. 

Die Ubernanme in die nauen österreichischen Personalstände konnte aus folgenden 

Gründen bisher nicht erfolgen: 

Zunächst zählten die in der Anfrage genannten Lehrer zu den minderbe­

lasteten Personen. Bis zum Inkrafttreten des BundesverfasslIigsgesetzes vom 2lo4~1948, 

B.G.Bl.Nr.99, über die vorzeitige Beendigung der im Nationalsozielistengesetz vor·­

gesehenen Sühnefolgen für mind.erbelastete Personen,war eine Übernahme unter Ein­

haltung der Bestimmungen des § 19, Abs •. {l), Verbotsgese tz 1947
f 

sowie des 

IIoHauptstüokes, Abschnitt II, Nationa.lSozi~,Hste:ngesetz 1947, zwar reohtlich an 

und für sich zul!1ssig, konnte j cd,och mit Rücksicht auf' besondere Verhältnisso, die 

die Wiedereinstellung. einer minderbelasteten Person in Wien ausschlossen, nicht 

vorgenommen werdene 

Daher musste im Sinne des § 8, Abs.( 1). des Beamten-Überlei tungsgese tzes 

das AusschGi,den aus dem Dienststande vorgenommen werden. 

Diebei war zu prüfen, zu .welchor der im Beamten-Uberleitungsgesetze 

aUfgestellten Gruppen von öffentlich-rechtlichen Bediensteten des Deutschen Reiches 

(StiChtag 27.4 .. 1945)5ie zu z!1hlen sind. 
Die in der Anfrage behandelten Lehrpe;t'sonen evangelisohen Glaubensbe­

kenntnisses befanden sich am 13.3.l~~8 in keinem österreichischen öffentlich-
, , 

reohtlichep Dienstverhältnis im Sinne des Beamten-tlberleitungsgesetzes, da als 

solches nur ein Dienstverhältnis zum Bund,zu Ländern, Gemflinden oder ZU vom Bund 

verwalteten Fonds zu betraohten ist. Diese Auffassung stützt sich auf die Fassung 

des i 8, Abs.(2), in welohem ein am 1303.1938 bestehendes Dienstverhältnis als 
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öffentlioh-reohtliches nach Massgabe der Vorschriften des österreichischen Dienst­

rechtes zu betraohten ist. "Vorschriften des 6sterreichischen Dienstrechtes" 

bestehen jedoch nur für Kl:Srperschaften öffentlichen Rechtes des staatlichen Be­

reiches. Das Anstellungsverhältnis der genannten Lehrer ist zwar innerkirchlich ein 

pragmatisohes und verleiht ihnen gegenüber der kirchlichen Institutmon eine öffentlich· 

rechtliche Dienststellu»g.Vom staat her gesehen, handelt es sich jedoch um ein AD.­

stellungsverhältnis, das ausserhalb der Vorschri!t~n des österreichisohen Dienst­

rechtes liegt. Denn diese Schulen geltenfU.r den staatlichen Bereich als Privat­

schulen, wenn auch mit Öffentlichkeitsrecht, ihre Lehrer sonach als Privatangestellte~ 

Ihre Bestellung war daher ein ausserhalb des 6ffentlichen Dienstrechtes liegender 

Akt der zuständigen Kirchenbehörde. Demnach zählen sie nach den Vorschriften des 

6sterreiohlsohen Dienstreohtes nicht zum Personenkreis des § 8, Abs~(2), Beamten­
Überleitungsgesetz. 

Eine Pensionierung nach den Bestimmungen des Beamten-Uberlditungsgesetzes 

ist auf den Kreis öffentlich-rechtlicher Bediensteter vom 13.3.1938 beschränkt und 

daher bei ihnen nicht möglich. Den Charakter öffentlich-rechtlicher Bediensteter 

haben die fraglichen Lehrpersonen erst duroh ihre Verstaatlichung seitens der 

deutschen Reichsbeh6rden erlangt. 

Das Ausscheiden von Personen, die erst nach dem 13.3.1938 in ein 

öffentlich .. rechtliches Dienstverhältnis zu staatlichen Einrichtungen getreten sind, 

hat gemäss § 8, Abs.(3),Bealllten-Überleitungsgesetz t in 'der Form zu erfolgen, dass 

d.:e blasse Enthebung von ,der Dienstleistung im deutsohen Reichsdienst ausgesprochen 

wirdo Ein 6ffentlich-rechtliches Dienstverhältnis zur Republik Österreich oder zu 

ihren GebietSkörperschaften hat nicht bestanden, demnach können gegen sie daraus 

auch keine Rechte abgeleitet werden. 

Mit Rücksicht auf den Charakter der Dienstst~llung vom 1303).938 musste 

daher die Enthebung gemäss § 8, Abs. (3), Beamt en-Übor lei tungagesetz,.a.usgesprochen 

werden. 

Bei dieser dienstrechtlichen VerfUgung, welche eine gesetzliche Folge der 

Tatsaohe der Nichtübernahme und des Nichtbestandes ~ines öffentlich ... rechtlichen 

Dienstverhältnisses des staatlichen Bereiches am 13.3.1938 ist, kann eine Anrechnung 

von Dienstzeiten nach dem 13.3.1938 nicht vorgenommen werden, da dies nach dem 

Wortlaut· des § 11,BeamtenUberleitungsgesetz.ausgeschlossen ist. Aber auch die vor 
dell1 13.3.1938 liegende private Lehrdienstzeit konnte nicht angerechnet werden, da dies 
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nur dann zulässig ersoheint, wenn' der Lehrer bereits in einem öffentlich-rechtliohen 

Dienstverhältnis steht, was für die Genannten ja nicht zutrafo 

, Die Vorau~set zung für die Anreohnung von Dienstzeiten und somit für 

die Erlangung eines Ruhegenussanspruches könnte erst durch die Übernahme auf die 

neuen Personalstände geschaffen werden. Diese Übernahme ist für die betreffenden 

Lehrer gesdtzlich allordings möglich, doch wurde bisher in Wien mangels der not­

wendigen formalen gesetzlichen Voraus@,etzungen überhaupt kein Pflichtschullehrer, 

und daher. auch die Gemannten nioht, in die neuen Personalständo übernommen. Dies 

wird erst, nachdem. nunmehr das Lehrcrdienstrechts ... Kompetenzgesetz.in Kraft getreten 

ist, auf Grund der noch zu erlassenden Landesgesetze möglich sein. 

Der wesentliche Irrtum der betreffenden Lehrer, der auch aus ihren Ein­

gaben on das Bundesministeriutl für Unterricht hervorgeht 1 liegt darin, . dass sio 

annehmen, am 13,,3.,1938 öffentlich-rechtliche Bedienstete gewesen zu sein" 

Die beiden fornulierten Punkte der Anfrage werden daher wie folgt 

beantwortet ~' 

1.) Die Anrechnung der im nichtstaatliohen Schuldienst verbrachten Zeit 

ist nurb~J~ odcr.!l~9}~._V.P_~,:l'.E.~.gc.. in den öffentlichen Schuldienst möglich. Eine solche 

Anrcchnunr, ist ein Ausfluss der D:i.ensthoneit der Länder und kann daher gegebenenfällf 

nicht vom Bu:ndegmir.:!.storiur!1 für Unterricht, sondern nur von jenen Behörden ausge­

sprochen werdc,n, die nach den geI:läss §3 .. des LehrcrcU_Ctlstr8chts·~Kor1.pctGnzgesctzes 

zu erlassenden ,Gesetzen hiefür zuständig sein werde,no Hiebei wird iI:l Hinblick auf 

den Erncsscnscharakter ,der Massnahmen die ZustiOJ:lung,desBundesr.:Jinisteriuns für 

Unterricht erforderlich ,sein (§ ö~Ahsc(l), Punkt 1, lit.b, Lehrerdionstrechts-

20) A)lch dio J1:b,9r.n.a1~~l?g, solbst liegt genäss § 2, 1i t. b, Lehrerdienstrechts 

Koo:pctonzgcsctz. euSS~rhi:llb des Zustäl'ldigkr3itsber<~ichcs des Bundes, da os sich utl 

Pflichtschu110hrer lnndc1t 0 Für ihre Ubcrnahnc j.n die neuen Personalstände werden 
" 

die Konpetenzbostil:ltlungcn der nc.oh § 3, LSatz, Lohrcrdi<:'11strochts-Konpetenzgesetz, 

zu erlassenden Lehrerdiensthoheitsgcsctzc der Länder eBssgebend sein. Bis zu 1hroo j. 
Inkrafttreten ist eine tlbernahr.le kaue nöglich. Di~ Ubcrnahne, ebenso eine a1l- ' 

fällige, gleichfalls durch die Landesbehörden vorzuneheende vorläfhfige Inverwcn dung~ 

nahnc wird, da es sich url von Verbotsgesetz betroffe:tlc Per·sonen handelt, von 

'der ZustiLl.Dung dos ho.· Ministeriuns,gerläss § ö"Abso(l), Ziffer 2, lit.a, des 

Lehrcrdicnstrechts:"·Kor.1pctenzgcsctzes abhängig soino 
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Der Unstand, dass die betreffenden Lehre~ zuo Teil das 40.Lebensjahr 
überschritten haben, erfordert eine besondere Aulnahoe bei der Neuanstellung. 

Eine ttbernahne in den Personalstand eines anderen Bundeslandes ist 
'----w.a.h.l....,gcsetzlioh ohnoweitercs zulässig, dooh nUss darauf hingewiesen wcrden,dnss , 

die einzelnen Bundesl.änder die Anstellung von Lehrern, die nicht dort geboren 

sind oder dort studiert haben, in a1lgencinen verneiden, Ob daher die zuständige 

oberöst"errcichi sehe Beh.ördo geneigt ist, einen a.llfälligen Bcd.arf an Lehrern, 

die den evangelisohen Glaubensbekenntnisse angeh5ren.- wie dies die Anfrage be­

züglioh der Schule in Goisern nnführt -, duroh Ubernanne von Lehrern, die bisher 

io Schuldienste in Wien standen, zu deoken, . kann voo Bundesninisteriuo für Unterrioht 

nioht beurteilt werden. 

Bezüglich der in der Anfrage auoh erwähnten Pensionistin kann eine Lösung 

nur .in der Riohtung gesuoht werden, .dass sio entweder eine Pension duroh die evan­
gelisohe Kirche erhält oder ein Pensionsanspruch gegenüber jener Stelle oit Erfolg 

geltend gOl:llloht werden kann, bei der sie vor 1938 ihre Pensionsbeiträgo eingezahlt 

hat.Eventuell könnte sie UD cincGnadenpension beie Her~n Bundespräsidenten ansuchen. 

-.- .... -.-.-
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